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Ein Blick auf die Angebote offener Management-
Trainings zeigt,  dass Seminare mit neurowissenschaft-
lichem Flair zunehmen. Nach dem Neuromarketing, 
das direkten Zugang zu den Köpfen der Kunden ver-
spricht, verheißt die „gehirngerechte Führung“ ziel-
sicheren Einfluss auf Arbeitskräfte. Der austra-
lische Unternehmensberater David Rock ist einer 
der Vordenker des Neuroleadership. Sein Konzept 
hat er in die griffige (Verkaufs-)Formel SCARF ge-
gossen; also „Schal“ auf Deutsch. Sie ist ein Akronym 
der englischen Begriffe Status, Certainty, Autonomy, 
Relatedness und Fairness; mehr dazu siehe nebenan. 
Die These von Rock: Diese fünf Dimensionen – Status, 
Sicherheit, Autonomie, Zugehörigkeit, Gerechtigkeit 
– aktivieren je nach Bedarf das Bedrohungs- und 
Belohnungszentrum unseres Gehirns. Sie wirken als 
die entscheidenden Schalter einer „gehirngerechten 
Führung“. Richtig betätigt, so das Versprechen, las-
sen sich auch große Unternehmen und Tausende 
Beschäftigte erfolgreich führen. 

Die These, dass die Methoden der ‚Neurofüh rung‘ 
nur alten Wein in neue Schläuche gießen, damit sich 
die Beraterbranche neue Märkte erschließen kann, 
ist wiederholt geäußert worden. Auf jeden Fall muss 
jeder, der die schöne neue Welt der Gehirnfor schung 
und deren Erkenntnisse für vielversprechende neue 
Führungsmethoden ins Spiel bringt, sich die Frage ge-
fallen lassen: Kann überhaupt belegt werden, dass 
sich Mitarbeitergehirne entsprechend stimulieren 
lassen?  

David Rock und seine Mitstreiter führen als 
Belege Studien ins Feld, in deren Mittelpunkt 
neurowissen schaftliche Verfahren stehen. Es sind 
Arbeiten, in denen bildgebende Methoden, primär die 
funktionelle Magnetresonanztomographie (fMRT), 
genutzt werden. Dabei werden verschiedene magne-
tische Eigenschaften von sauerstoffarmem und sau-
erstoffreichem Blut erfasst. Die gemessenen Signale 
verändern sich, je nachdem, ob eine Hirnregion akti-
viert ist oder nicht; es handelt sich in der Fachsprache 
um sogenannte BOLD-Signale. Das heißt, diese 
Magnet resonanztomographie-Studien, mit deren 
Ergebnissen Rock seine Konzepte belegen will, mes-
sen beobachtbare Folgen der Aktivierung von Teilen 
des Gehirns, sie erfassen jedoch die Tätigkeit der 
Nervenzellen direkt nicht. Abgebildet werden Aus-
wirkungen im Gehirn, aber deswegen weiß man noch 
nichts Zuverlässiges über die Ursachen der Aktivität 
von Nervenzellen. 

Wir kennen aus anderen Lebensbereichen bereits 
die Risiken und Nebenwirkungen von Argumenten, 
die primär auf ‚Vorsprung durch Technik‘ setzen. 
Insofern erstaunt es nicht, wenn Rüdiger Reinhardt, 
einer der profiliertesten Kritiker einer vereinfachten 
„Neuroführung“ im deutschsprachigen Raum, deut-
lich macht: Hier würden eher „Kurzschlüsse“ legiti-
miert, denn Nachweise von Wirkungen geboten. 
Reinhardt: „Ergebnisse von neurowissenschaftlichen 
Studien werden als Indikator für die Wirkung moti-
vierenden beziehungsweise demotivierenden 
Verhal tens von Führungskräften in Richtung ihrer 
Mitarbeiter aufgefasst. Eine wissenschaftliche 
Erklärung – im Sinne der Angabe eines Ursache-
Wirkungs-Mechanismus – liefert dies letztlich nicht!“ 
Dies gilt umso mehr, als inzwischen belegt wurde, 
dass es bei den Auswertungen von fMRT-Untersu-
chungen zu Fehlerquoten von bis zu 70 Prozent 
kommt; dies ergaben aktuelle empirische Untersu-
chungen von verschiedenen gebräuchlichen Soft-
ware-Lösungen, die bei fMRT-Auswertungen einge-
setzt werden. 

Ist die Idee von Neuroleadership damit endgültig 
hinfällig, verkommen zu einer „Neuromanie“ (wie die 
Grazer Forscher Sabine Bergner und Robert Rybnicek 
sagen) mit bunten Bilden aktivierter Hirnareale? 
Man sollte die Diskussion über diese offensiv angebo-
tenen neurowissenschaftlichen Führungsmethoden 
nutzen, um weitere grundsätzliche Bedenken vorzu-

Wenn der Chef uns direkt 
ins Hirn greifen will
Erkenntnisse der Neuroforschungen für Führungskräfte nutzbar zu machen, das ist schon 
länger ein Ziel der  Management-Berater. „Neuroleadership“, diese griffige Verknüpfung scheint 
zwar mehr en vogue als nützlich zu sein, wirft aber eine interessante Überlegung auf:  
Weshalb wird „gute Führung“ von einer sozialen in eine biologische Frage verwandelt?

tragen. Deren eigentliche Absicht: Seit Jahrzehnten 
gewohnte und teilweise ritualisierte Auseinander-
setzungen in den Betrieben um gute Führung und bes-
sere Arbeitsbedingungen, beispielsweise zwischen 
Betriebsräten und Firmenleitungen, sollen von die-
sem bisherigen ‚Außen‘ in das ‚Innere‘ verlagert wer-
den; in die Innenwelten der Interaktion von neuro-
nalen Netzen der Gehirne von Beschäftigten, Be-
triebs räten und Managern. Der Führungstrainer 
Ulrich Grannemann hat schon 2014 in seinem Blog 
die Thesen der Neurowissenschaftler David Rock und 
Jeffrey Schwartz zusammengefasst und kritisch auf 
den Punkt gebracht: Ihre Botschaft sei „Humanism is 
overrated“ – der humanistische Ansatz in der Arbeits-
welt werde überbewertet; also der Ansatz, mit 
Angebo ten der Beteiligung und Einfühlungs ver mö-
gen die MitarbeiterInnen zu motivieren. 

Grannemann führt damit noch eine ganz andere 
Perspektive in die Diskussion ein. Denn ebenso wie 
Goethes Faust erstaunt in seinem Studierzimmer der 
Verwandlung des Pudels in Mephisto beiwohnt, ist 
des Pudels Kern in der aktuellen Konjunktur von 
Neuroleadership-Debatten vielleicht ganz woanders 
zu suchen. Neu ist die Erkenntnis jedenfalls nicht, 
dass Aspekte von Führung und Zusammenarbeit 
„hardwired“, also in unser Gehirn sozusagen evoluti-
onspsychologisch fest eingeschrieben sind. Bereits in 
den 1990er-Jahren hat der brasilianische Firmenerbe 
und Management-Guru Ricardo Semler sein partizi-
patives Managementkonzept mit neurowissen-
schaftlichen Überlegungen angereichert. Seine 
Grundthese: Der Mensch, so sein steinzeitliches Erbe, 
sei nur in der Lage, relativ kleine „Stammesgruppen“ 
zu führen. Deshalb müssten soziale Systeme und 
Firmen wirtschaftsdemokratisch um solche „Stam-

mes gruppen“ herum organisiert werden. 2010 setzte 
das Magazin Brand eins zu einer geradezu berau-
schenden Lobesrede auf Semler an: „Denn Semlers 
Glaube an die Menschen ist unerschütterlich. Wenn 
man ihnen Freiheiten gibt, davon ist er überzeugt, 
handeln sie verantwortlich. ‚Kontrolle ist eine 
Illusion‘, sagt er. Diese Überzeugung predigt er nicht 
nur in seinen Büchern. Er hat sie in der eigenen Firma 
umgesetzt. Auf eigenes Risiko.“

Auf eigenes Risiko? Wohl kaum. Denn weiter 
heißt es in dem Text des Wirtschaftsmagazins: 
„Freiwillig hat er die Kontrolle abgegeben und ver-
traut auf die Manager und Angestellten, obwohl er 
noch immer 94 Prozent der Anteile hält.“ Man staunt 
und denkt an manche Industrie-4.0-Experimente der 
letzten Jahre, die unter Verwendung ähnlicher Zuta-
ten konstruiert wurden und ähnlich zu ticken schei-
nen: Es gibt eine innovative Theorie, die die Welt, wie 
wir sie kennen, auf den Kopf stellt. Es gibt charisma-
tische Vertreter des neuen Weltbilds. Und sie haben 
Jünger und MitarbeiterInnen um sich geschart, die 
voll überzeugt und voll im Einsatz sind. 

Sich in der Arbeit voll entfalten, ohne am Besitz 
der Produktionsmittel beteiligt zu sein, ohne an ihrer 
Kontrolle und der Entscheidung über ihren Einsatz 
teilzuhaben? War da nicht ein Philosoph aus Trier in 
der Mitte des 19. Jahrhunderts schon einmal weiter? 
Aus dieser Perspektive geschaut, entpuppt sich 
Neuroleadership (auch) als ein Instrument, mit dem 
eine individuelle hirngesteuerte Selbstentfaltung ge-
gen klassische Formen von Mitbestimmung und 
Beteiligung ausgespielt werden soll. SCARF, dieser 
Schal kann abgelegt werden.

STATUS
Je nachdem, wie wir unseren Status relativ zu 
anderen wahrnehmen, stärkt das unser 
Selbstwertgefühl oder fühlen wir uns bedroht. 
SICHERHEIT („Certainty“)
Wird Sicherheit über die nähere Zukunft empfun-
den, kann das Gehirn Routinen für vorhersagbare 
Situationen entwickeln. Unsicherheit kostet 
Kraft und Aufmerksamkeit. 
AUTONOMIE („Autonomy“)
Das Bewusstsein, über Wahlmöglichkeiten zu 
verfügen, aktiviert eine Belohnungsreaktion; im 
anderen Fall werden Bedrohungsgefühle ausge-
löst. 
EINGEBUNDENHEIT („Relatedness“)
Fühlen wir uns einer Gruppe zugehörig? Ist das 
Gegenüber Freund oder Feind? Zu wenig 
„Zugehörigkeit“ kann zu Bedrohungsreaktion 
und Einsamkeitsempfindung führen.
GERECHTIGKEIT („Fairness“)
Wie beim Status geht es um einen Vergleich - als 
wie gerecht empfinden wir die Arbeits-
atmosphäre. Ungerechtigkeit löst eine Bedro-
hungs reaktion aus.

Führung ist ein Lieblingsthema der Consulting-
Branche. Um Aufmerksamkeit und Umsätze zu 
steigern, wechselt sie ihre Erklärungen und 
Empfehlungen wie abstiegsgefährdete Sport-
clubs ihre Trainer. Sie bedient sich dabei aus den 
drei Komponenten menschlichen Verhalten: Bio, 
Psycho, Sozio.

Aktuell, in einer Hoch-Zeit der Erforschung 
künstlicher Intelligenz (übrigens das OXI-
Titelthema im Februar), wächst das Interesse 
an Neuronen und Synapsen.  86 Milliarden 
Nervenzellen, heißt es, müssen ständig 
Signale austauschen, damit ein einzelner 
Mensch fühlen, denken und handeln kann. Auf 
Nervenzellen gezielt Einfluss zu nehmen, um 
ein gewünschtes Fühlen, Denken und Handeln 
herbeizuführen, wäre ein komfortabler Weg –
um als Führungskraft willfährige Ausführende 
zur Verfügung zu haben. 

Am liebsten beschäftigt sich die Berater-
Zunft nach wie vor mit der Psyche von Füh-
rungs kräften. Beschreibungen der Führungs-
per sönlichkeit füllen Bibliotheken. Die „Big 
Five“ (Selbstsicherheit, Begeisterungs fähig-
keit, Offenheit, Gewissenhaftigkeit, Ver träg-
lichkeit) werden herauf- und heruntergebetet.

Ein Problem haben diese Bergers, Kien-
baums und McKinseys dagegen mit dem 
Sozialen. Hier haben Guru-Rezepte und be-
queme Lösungen weniger Chancen, weil 
Führung tatsächlich vor allem eine soziale 
Frage ist. Über Abhängigkeit und Freiheit der 
Beschäftigten, Konsens und Konflikt zwischen 
Management und Betriebsrat reden sie unter 
Einsatz von rhetorischem Tränengas und argu-
mentativen Blendraketen. 

Warum sind Motivation und Engagement 
der Beschäftigten ein so großes Führungs-
problem?  Warum müssen sie ver-führt wer-
den? Konzepte der Unternehmensführung mo-
geln sich um diesen springenden Punkt herum: 
Sie sprechen nicht aus, dass Mitarbeiter dazu 
gebracht werden müssen, zu tun, was sie lieber 
ließen; und Dinge zu unterlassen, die sie lieber 
tun würden. Das normale Arbeitsverhältnis ist 
auf Wirtschaftlichkeit getrimmt. Das heißt: Es 
ist viel zu oft eine sachliche, zeitliche und kolle-
giale Zumutung. Über diese Zumutungen hin-
weg zu manipulieren, darin sieht die – ebenfalls 
auf Wirtschaftlichkeit getrimmte - Consulting-
Branche ihre erste Aufgabe. Deshalb hält sie es 
viel lieber mit Bio und Psycho.  Fabian Arlt
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Gesteuerte
Selbstentfaltung
wird gegen 
Mitbestimmung
ausgespielt.

So sah die Hirnmanipulation vor fast 60 Jahren aus. Zumindest das Vokabular hat sich seither 
weiterentwickelt.   FOTO :  T H E  B R A I N  E AT E RS ,  1 9 5 8  –  A M E R I CA N  I N T E R N AT I O N A L  P I CT U R ES

NORBERT MAPPES-NIEDIEK

Das Langstreckenrennen um das Amt des Bundes-
präsidenten war noch in vollem Gange, da fiel schon der 
Startschuss für einen anderen Lauf. Ende November 
traf sich vor dem Millionenpublikum des österreichi-
schen Hörfunks Kanzler Christian Kern, Unterstützer 
des grünen Präsidentschaftskandidaten Alexander 
van der Bellen, zu einer einstündigen Diskussion 
mit Heinz-Christian Strache, dem Parteichef der 
Freiheitlichen Partei Österreichs (FPÖ) und dem 
Erfinder des Kandidaten Norbert Hofer. Zur allgemei-
nen Überraschung wurde aus dem angekündigten Duell 
ein harmonisches Duett. Er respektiere, sagte Kern, 
dass es auch dem Rechtspopulisten „darum geht, das 
Land voranzutreiben“. Seit diesem sehr freundlichen 
Radiogespräch von Ende November lässt der sozial-
demokratische Kanzler in ganz Europa mit der These 
aufhorchen, man dürfe die Rechte nicht „ausgrenzen“. 

SPÖ-Kanzler Kern hat spätestens mit diesem 
Auftritt mir nichts dir nichts die Brandmauer einge-
rissen, die einst sein Vorgänger Franz Vranitzky ge-
gen die radikale Rechte errichtet hatte. Die Partei 
nahm das nicht empört, sondern wie einen Befrei-
ungs schlag auf. Der Grund: Der momentane Koaliti-
ons partner der SPÖ, die konservative ÖVP, hatte sich 
die Regierungsoption mit der FPÖ schon immer offen 
gehalten. Dagegen war die SPÖ bisher an die ÖVP als 
einzigen Partner gefesselt; denn mit den Grünen 
reicht es nie und nimmer. Die Abrissarbeiten an der 
Brandmauer haben schon vor vielen Monaten begon-
nen: Seit anderthalb Jahren regiert die SPÖ im Bur-
gen   land, dem kleinsten Bundesland, bereits mit den 
„Freiheitlichen“. Das bisher spaltende Flücht lings-
thema – in Kerns Diktion, die „Migrationsfrage“ – ist 
von der öffentlichen Agenda verschwunden, seit in 
der regierenden Großen Koalition der sozialdemo-
kratische Verteidigungsminister gemeinsam mit 
dem konservativen Innenminister streng auf 
Abschottung und Abschreckung setzen. 

Der neue Gleichklang kann Europa durchtönen. 
Österreich, an Einwohnerzahl etwas kleiner als 
Baden-Württemberg und gut halb so groß wie die 
Niederlande, ist zwar weder  Vorreiter noch 
Vordenker Europas. Es ist aber die Aschenbahn für 
Probeläufe. Karl Kraus, der bittere Satiriker, nannte 
es einst die „Versuchsstation für den Weltuntergang“.  

Für die breitere österreichische Öffentlichkeit, 
die nie viel Verständnis für den eher für Deutschland 
typischen Gegensatz von „Demokraten“ und „Extre-
misten“ hatte, sind mit Kerns Kurswechsel die alten 
Verhältnisse wiederhergestellt. Anders als in West-
europa mit seinen klaren Rechts-links-Achsen ver-
halten sich die drei großen Parteien im Bewusstsein 
der Österreicher seit jeher zu einander wie die drei 
Flächen in einem Mercedes-Stern: Alle haben mit den 
beiden anderen je gleich große Schnittstellen. Die 
zwischen SPÖ und FPÖ wird zurzeit von Monat zu 
Monat aktueller und auffälliger.

FPÖ MUSS AUFPASSEN, DASS IHR DIE TREU-
EN ARBEITERWÄHLER NICHT WEGLAUFEN
Jedoch: Die Wirtschaftspolitik scheidet auf den ersten 
Blick mehr, denn dass sie eint. So lebt in der SPÖ – viel 
stärker als in der SPD – das keynesianische Denken 
fort, und Gewerkschaften und Arbeiter kammer ge-
ben den Ton an. Die „soziale Heimatpartei“ FPÖ dage-
gen hält sich einen betont unternehmerfreundlichen 
Wirtschaftssprecher, will die Abgaben quote senken 
und lässt sich auf Hearings gar von der Leiterin des 
marktradikalen Hayek-Instituts  vertreten. 

Diese Bekenntnisse haben für die praktische 
Politik der FPÖ jedoch kaum Folgen. Denn im Funk-
tio närs körper der Partei dominieren Freiberufler, oft 
mit burschenschaftlichem Hintergrund, und Partei-
angestellte. Ihre Themen sind Ausländer, Nation und 
Wahlen; zur Wirtschaft haben sie kaum einen Bezug. 
Fürchten müssen sie aber, dass ihnen bei einer allzu 
unternehmerfreundlichen Politik die treuen 
Arbeiterwähler davonlaufen. Und die ‚Wirtschafts-
freundlichkeit‘ zahlt sich nicht aus: Im Präsident-
schaftswahlkampf trat kein einziger bekannter 

Unternehmer für den Rechtspopulisten Hofer auf. 
Die bedeutsame Wirtschaftskammer ist fest in der 
Hand der ÖVP. Und in der Flüchtlingsfrage und 
Bildungspolitik steht die Industriellenvereinigung 
eher bei den Grünen als bei den „Freiheitlichen“. 

Jedoch: Je konkreter es wird, desto größer wer-
den in der Wirtschaftspolitik die Gemeinsamkeiten 
zwischen SPÖ und FPÖ.  Gleich verbreitet ist in beiden 
Parteien die Abneigung gegen die transatlantischen 
Freihandelsabkommen. Eine Mitgliederbefragung 
der SPÖ im vergangenen September 2016 ergab: 88 
Prozent lehnten das Kanada-Abkommen CETA ab. 
Dass Kern dann trotzdem – vor allem auf Druck sei-
nes deutschen Genossen Sigm.ar Gabriel – klein beig-
ab, kostete ihn innerparteilich Sympathie. Einig sind 
sich „Rot“ und „Blau“ auch im Kampf gegen die 
Entsenderichtlinie der EU, mit der Subunternehmer 
aus östlichen Nachbarländern die Tarife unterlaufen.        

Bei seinem Amtsantritt im Mai hat Kern einen 
„New Deal für Österreich“ angekündigt und damit 
eine Anleihe beim US-Präsidenten Franklin D. 

Roosevelt gemacht; der machte den Staat in den 
Krisenzeiten der 1930er Jahre zum großen Investor. 
In den nächsten Wochen will der Kanzler in achtzig 
Punkten konkret machen, was er damit meint. 

NUR HEIMISCHE FIRMEN SOLLEN VON 
STAATLICHEN INVESTITIONEN PROFITIEREN
Es ist wenig wahrscheinlich , dass Österreich auf EU-
Ebene zusammen mit den Staaten der „Südschie-
ne“ (Italien, Portugal, Griechenland) auf eine Abkehr 
vom Merkelschen Sparkurs und auf einen europä-
ischen New Deal drängen wird. Zumal diese Schiene 
gerade zerbricht: Frankreich geht nach rechts, in 
Spanien regiert wieder der konservative Mariano 
Rajoy und in Italien das Chaos. So spricht einiges da-
für, dass Kanzler Kern einen „New Deal“ auf nationa-
ler Ebene ansteuert: staatliche Investitionen in Ausbau 
und Modernisierung der Eisenbahn, Energie effizienz 
von Gebäuden, Klimaschutz, E-Mobilität, Aufstockung 
der Forschungsfonds. 

Das Vorhaben passt schlecht zum europäischen 
Fiskalpakt mit seinen strengen Schuldenober-
grenzen. Umso besser passt dieser nationale New 
Deal aber zur euroskeptischen bis EU-feindlichen 
Haltung der FPÖ. Zumal auch die SPÖ darauf achten 
wird, dass diese nationalen Investitionsprogramme 
vor allem österreichischen und nicht ausländische 
Firmen zugute kommen. „Wenn ein Nachbarland ge-
gen den Zyklus investiert, profitiert der Konjunktur-
Staubsauger Deutschland davon, ohne selbst auch 
nur einen Cent auszugeben“, heißt es unter den 
Strategieberatern von Kanzler Kern.  

Wie man solche Effekte verhindert, erprobt gera-
de die Bauwirtschaft. Im Schulterschluss zwischen 
Politik, Arbeitgebern und Arbeitnehmern soll ein 
neues „Bestbieterprinzip“ erreichen, „dass Wert-
schöpfung, Abgaben und Steuern in Österreich blei-
ben“, wie SPÖ-Gewerkschaftsführer Josef Muchitsch, 
ein Verfechter rot-blauer Koalitionen, treuherzig zu-
gibt. Erste Leidtragende des Protektionismus sind die 
Unternehmen in den strukturschwachen Nachbar-
regionen in Slowenien, Ungarn und der Slowakei. 

Auf Widerstand muss das Programm „Österreich 
zuerst“, das einst die FPÖ plakatierte und das jetzt die 
Sozialdemokraten umsetzen wollen, dagegen bei der 
EU-Kommission in Brüssel stoßen. Deren Autorität 
testet Wien ohnehin gerade aus: mit der Forderung, 
die Verhandlungen über den Türkei-Beitritt abzubre-
chen, und mit der vertragswidrigen Weigerung, 
Kindergeld für im EU-Ausland lebende Kinder zu zah-
len. Je nationaler die Große Koalition aus SPÖ und 
ÖVP auftritt, umso stärker sind die Spannungen zu 
Brüssel und weiteren EU-Nachbarn. Und umso mehr 
Punkte sammelt die Freiheitliche Partei Österreich 
im nationalen Wettlauf der Parteien.  

DER AUTOR
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Norbert Mappes-Niediek, 1953 geboren,
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ÖSTERREICH

Nicht links, nicht rechts, 
nach vorn – zur Nation
Nach der fast unaufhörlichen Präsidentenwahl heißt es: „Österreich zuerst“ – Die 
Parteien basteln an nationalen Programmen. Die Brandmauer zwischen SPÖ und 
Rechtspopulisten ist schon eingerissen.

SYSTEMZUSTÄNDE

Wirtschaft,
österreichisch
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Wirtschaft und Politik sind viel enger verbunden 
als in Deutschland. Die „Kammern“, vor allem 
Arbeiter- und Wirtschaftskammer, sind in sozial- 
und wirtschaftspolitischen Fragen die eigent-
lichen Machtträger. Ihre Gremien werden ge-
wählt wie Staatsorgane, zu den Wahlen treten 
Partei- oder parteinahe Verbände an. In der 
Wirtschaftskammer dominiert seit dem Zweiten 
Weltkrieg die ÖVP, in der Arbeiterkammer die 
SPÖ. Beide Kammern fungieren für die beiden 
Parteien als Vorfeld, Think-Tank und Trans-
missions riemen. Durch Pflichtbeiträge ihrer 
Mitglieder sind beide großzügig alimentiert. 
Anders als in Deutschland werden Tarifverhand-
lungen auf Arbeitgeberseite nicht von freien 
Verbänden, sondern von Untergliederungen der 
Wirtschaftskammer geführt.   

Trumpf-As der österreichischen Wirtschaft 
sind hoch spezialisierte mittelständische 
Betriebe, oft in Kleinstädten ansässig, die in 
einem engen Marktsegment Weltmarktführer 
sind. Weil sie vorwiegend vom Export leben, oft 
eigene Forschungsabteilungen haben und in 
Österreich auf gut ausgebildete Techniker und 
Ingenieure zurückgreifen können, sind die 
„Hidden Champions“ an den wirtschaftspoli-
tischen Scharmützeln in Wien eher desinteres-
siert.    

DA S PARTEIENSYSTEM

Ganz anders als
in Deutschland
Die Große Koalition ist die Normalform des 
Regierens. Die Sozialdemokraten (SPÖ) und die 
Österreichische Volkspartei (ÖVP) – sie ent-
spricht etwa der CDU/CSU – haben das Land in 
47 von 71 Nachkriegsjahren gemeinsam geführt. 
Gestritten wird in Wien nicht im Parlament, son-
dern in der Regierung. Der Kanzler hat keine 
Richtlinienkompetenz und führt nur die Ressorts 
der eigenen Partei. Dass Minister einander öf-
fentlich widersprechen, ist normal. Regieren sol-
len in den Augen der Österreicher im Regelfall 
die Parteien, die groß sind – egal, ob ihre 
Programme passen oder nicht. Eine Regierung 
aus SPÖ und rechtspopulistischer FPÖ, auch die 
„Blauen“ genannt, wird deshalb nicht per se als 
widernatürlich empfunden. Der Nationalrat, das 
Parlament, hat erheblich weniger zu sagen als 
der Bundestag. Die Abgeordneten haben wenig 
eigenes Gewicht und agieren meist wie 
Angestellte ihrer Partei. Innerparteiliche 
Demokratie ist so gut wie unbekannt. 

Die „Freiheitliche Partei“ (FPÖ) ist keine 
neue Wutbürgerbewegung, sondern als „drit-
tes Lager“ eine historische Konstante der ös-
terreichischen Politik. Gegründet 1955 von frü-
heren NSDAP-Mitgliedern, hat sie nach 1986 
unter Jörg Haider ein rechtspopulistisches 
Politikmodell entwickelt – angriffig gegen 
Ausländer, „Sozialschmarotzer“, „Systempar-
teien“ und die EU. 

Die ÖVP ist keine Programmpartei, son-
dern ihrer Struktur nach der Dachverband des 
katholischen Lagers. Ihr Spektrum reicht von 
ultrakonservativ bis linksliberal. 

Die SPÖ stellt mit knapp 7-jähriger 
Unterbrechung seit 1970 den Bundeskanzler 
und wird straff geführt. Es herrscht strenger 
Fraktionszwang, Flügelkämpfe dringen kaum 
nach außen. 

Die Grünen, obwohl schon seit zehn Jahren 
stabil über der Zehn-Prozent-Marke, sind vom 
Machtpoker der Drei ausgeschlossen. Im Bund 
durften sie noch keinen Tag mitregieren. 
Schwarz-grün gab es zuerst in Oberösterreich, 
Rot-grün regiert in Wien seit 2010. 

Österreich ist klein. 
Und damit eine 
gute Aschenbahn 
für Probeläufe der 
Nationalkonserva-
tiven in Europa.

Viel Kultur, viel Nostalgie, viele Touristen. 
Österreich hat einiges an Kapital, das mit einer 
neuen nationalen Politik gegen alle Störungen 
verteidigt werden soll. Der Riese steht in Salburg 
und schützte die Stadt.  FOTO :  W Ü L L N E R


